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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/ 1) - 680 70 - E - Sta 15/72 Bonn, den 4. August 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Statutangelegenheiten in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vorschlä- 
ge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Einführung vorübergehen- 
der Sondermaßnahmen betr. die Einstellung von Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften, die Staatsangehörige 
des Vereinigten Königreichs, Dänemarks, Irlands und Nor- 
wegens sind, sowie das endgültige Ausscheiden von Beam- 
ten dieser Gemeinschaften aus dem Dienst 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG, Euratom, EGKS) Nr. 260/68 des Rates vom 29. Fe- 
bruar 1968 zur Festlegung der Bestimmungen und des Ver- 
fahrens für die Erhebung der Steuer zugunsten der Euro- 
päischen Gemeinschaften 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(Euratom, EGKS, EWG) Nr. 549/69 des Rates zur Bestim- 
mung der Gruppen von Beamten und sonstigen Bedienste- 
ten der Europäischen Gemeinschaften, auf welche die Arti- 
kel 12, 13 Abs. 2 und Artikel 14 des Protokolls über die 
Vorrechte und Befreiungen der Gemeinschaften Anwen- 
dung finden. 
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Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg \ 
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Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 18. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Euro- 
päischen Gerichtshofs zu den Vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittel- 
te Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
zur Einführung vorübergehender Sondermaßnahmen 
betreffend die Einstellung von Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften, die Staatsangehörige des Vereinigten 
Königreichs, Dänemarks, Irlands und Norwegens sind, 
sowie das endgültige Ausscheiden von Beamten 
dieser Gemeinschaften aus dem Dienst 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, insbe- 
sondere seinen Artikel 24 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften, sowie zur Einführung von Sonder- 
maßnahmen, die vorübergehend auf die Beamten 
der Kommission anwendbar sind 2 ), letztmalig abge- 
ändert durch die Verordnung Nr. 1473/72 des 
Rates 3 ), insbesondere ihr Artikel 2 und auf Artikel 4, 
27 und 29 des Statuts der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften, 

au\ Vorschlag der Kommission nach Stellungnah- 
me des Statutsbeirats, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Gerichtshofs, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission nach Stellungnahme des 
Statutsbeirats und nach Anhörung der übrigen be- 
teiligten Organe vorübergehende Sondermaßnahmen 
festzulegen, die im Zusammenhang mit dem Statut 
der Beamten der Europäischen Gemeinschaften we- 
gen des Beitritts neuer Mitgliedstaaten zu diesen 
Gemeinschaften - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Kapitel I 

Vorübergehende Sondermaßnahmen zur Einstellung 
von Beamten der Europäischen Gemeinschaften, die 
Staatsangehörige des Vereinigten Königreichs, 
Dänemarks, Irlands und Norwegens sind. 

Artikel 1 

1. Während des Jahres 1973 können freie Planstel- 
len durch Ernennung von Staatsangehörigen des 


Vereinigten Königreichs, Dänemarks, Irlands und 
Norwegens unter den im Statut der Beamten der 
Europäischen Gemeinschaften vorgesehenen Bedin- 
gungen in Abweichung von Artikel 4 Absätze 2 und 
3, Artikel 27 Absatz 3, Artikel 28 Buchtsabe d, und 
Artikel 29 im Rahmen der im Stellenplan für diesen 
Zweck vorbehaltenen oder der durch Anwendung 
der in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnah- 
men zum endgültigen Ausscheiden aus dem Dienst 
frei werdenden Planstellen besetzt werden. 

2. Ernennungen in den Besoldungsgruppen A 4, A 5, 
L/A 4, L/A 5, L/A 6, Bl, B 2, B 3 und C 1 werden nach 
einem gemäß Anhang III zum Statut durchgeführten 
Auswahlverfahren oder nach Stellungnahme eines 
Ausleseausschusses beschlossen, der sich gemäß 
Artikel 3 des Anhangs III zum Statut zusammensetzt 
und dessen Arbeitsweise von dem Organ festgelegt 
werden. Dieser Ausleseausschuß legt der Anstel- 
lungsbehörde Listen der Bewerber vor, die er für 
geeignet hält. 

Ernennungen in den Besoldungsgruppen A 6, 
A 7, L/A.7, L/A 8, B4, B5 und C2 bis C5 werden 
nach einem gemäß Anhang III zum Statut durchge- 
führten Auswahlverfahren beschlossen. 


Kapitel II 

Vorübergehende Sondermaßnahmen betreffend das 
endgültige Ausscheiden von Beamten der Europä- 
ischen Gemeinschaften aus dem Dienst. 

Artikel 2 

1. In dienstlichem Interesse und um den Erforder- 
nissen Rechnung zu tragen, die sich aus dem Beitritt 
neuer Mitgliedstaaten zu den Europäischen Gemein- 
schaften ergeben, werden die Organe der Gemein- 
schaften bis zum 30. Juni 1973 ermächtigt, gegen- 
über ihren Beamten der Besoldungsgruppen A 1 bis 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 152 
vom 13. Juli 1967 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 16. Juli 1972 
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einschließlich A5 nach Maßgabe der nachstehend 
festgelegten Bedingungen Maßnahmen zum end- 
gültigen Ausscheiden aus dem Dienst im Sinne von 
Artikel 47 des Statuts zu treffen. 

2. Beabsichtigt ein Organ, gegenüber Beamten 
anderer Besoldungsgruppen als A 1 und A 2 die in 
Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen zu treffen, so 
stellt es nach Stellungnahme des Paritätischen Aus- 
schusses für jede Besoldungsgruppe ein Verzeichnis 
der hiervon betroffenen Beamten auf; es berücksich- 
tigt dabei das Alter, die Befähigung, Leistung, 
dienstliche Führung, die familiären Verhältnisse und 
das Dienstalter der Beamten. 

In dieses Verzeichnis aufgenommene Beamte können 
zwischen dem endgültigen Ausscheiden aus dem 
Dienst im Sinne von Absatz 1 und einer Maßnahme 
zur Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 
wählen. Im letztgenannten Fall findet Artikel 41 
Absätze 3, 4 und 5 des Statuts Anwendung. 

Beamte, die sich für die Maßnahme zur Versetzung 
in den einstweiligen Ruhestand entscheiden wollen, 
haben dies innerhalb von zwei Monaten nach Be- 
kanntgabe ihrer Aufnahme in das in Unterabsatz 1 
vorgesehene Verzeichnis mitzuteilen; nach Ablauf 
dieser Frist ist eine solche Wahl ausgeschlossen. 

3. Das Organ berücksichtigt mit Vorrang die An- 
träge von Beamten, die den Wunsch äußern, daß 
auf sie eine Maßnahme zum endgültigen Ausschei- 
den aus dem Dienst gemäß Absatz 1 angewandt 
wird, soweit es das dienstliche Interesse erlaubt. 

4. Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Maß- 
nahmen sind keine Disziplinarmaßnahmen. 

5. Bis zum 30. Juni 1973 und unbeschadet der Be- 
stimmungen des Absatzes 2 kann das Organ keine 
Verfügung zur Versetzung in den einstweiligen 
Ruhestand oder zur Stellenenthebung aus dienstli- 
chen Gründen treffen. 


Artikel 3 

1. Beamte, die von der in Artikel 2 Absatz 1 vor- 
gesehenen Maßnahme betroffen sind, haben An- 
spruch: 

a) für einen Zeitabschnitt, der sich auf der Grund- 
lage von zwei Monaten je Dienstjahr berechnet, 
jedoch zwei Jahre nicht übersteigt, auf eine mo- 
natliche Vergütung in Höhe ihrer letzten Dienst- 
bezüge und 

b) für einen Zeitabschnitt, der sich nach der Tabelle 
in Absatz 2 bestimmt, auf eine monatliche Ver- 
gütung in Höhe von 

— 80 v. H. ihres Grundgehalts vom Ende des 
Zeitabschnitts gemäß Buchstabe a) bis zum 
66. Monat, 

— 70 v. H. ihres Grundgehalts für die übrige 
Zeit. 

Der Anspruch auf Vergütung erlischt spätestens 
an dem Tag, an dem der Beamte das 65. Lebens- 
jahr vollendet. Erwirbt der Beamte Anspruch auf 
den Höchstbetrag des Ruhegehalts, bevor er das 
65. Lebensjahr vollendet, so kann er die Ver- 
gütung bis zum Ende des Monats weiter erhalten, 
in dessen Verlauf er das 65. Lebensjahr voll- 
endet. Maßgeblich für diese Bestimmungen ist 
das am ersten Tage desjenigen Monats geltende 
Grundgehalt, für den die Vergütung festzustel- 
len ist. 

2. Um anhand des Lebensalters des Beamten den 
Zeitabschnitt zu bestimmen, während dessen er An- 
spruch auf die in Absatz 1 Buchstabe b) vorgesehene 
Vergütung hat, ist der in der nachstehenden Tabelle 
festgelegte Koeffizient auf seine Dienstzeit anzu- 
wenden; dieser Zeitabschnitt wird gegebenenfalls 
auf den vollen Monat abgerundet. 


Alter 

%> 

Alter 

% 

Alter 

% 

Alter 

°/o 

Alter 

% 

20 

18 

30 

33 

40 

48 

50 

63 

60 

78 

21 

19,5 

31 

34,5 

41 

49,5 

51 

64,5 

61 

79,5 

22 

21 

32 

36 

42 

51 

52 

66 

62 

81 

23 

22,5 

33 

37,5 

43 

52,5 

53 

67,5 

63 

82,5 

24 

24 

34 

39 

44 

54 

54 

69 



25 

25,5 

35 

40,5 

45 

55,5 

55 

70,5 



26 

27 

36 

42 

46 

57 

56 

72 



27 

28,5 

37 

43,5 

47 

58,5 

57 

73,5 



28 

30 

38 

45 

48 

60 

58 

75 



29 

31,5 

39 

46.5 

49 

61,5 

59 

76,5 




3. Auf die in Absatz 1 vorgesehene Vergütung 
wird der gemäß Artikel 82 Absatz 1 Unterabsatz 2 
des Statuts für dasjenige Land der Gemeinschaften 
festgelegte Berichtigungskoeffizient angewandt, in 
dem der Anspruchsberechtigte nachweislich seinen 
Wohnsitz hat. 


Nimmt der Anspruchsberechtigte der Vergütung 
seinen Wohnsitz außerhalb der Länder der Gemein- 
schaften, so wird auf die Vergütung der für Belgien 
geltende Berichtigungskoeffizient angewandt. 
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Die Vergütung wird in belgischen Franken ausge- 
drückt. Sie wird in der Währung des Wohnsitzlan- 
des des Anspruchsberechtigten ausgezahlt. 

Vergütungen, die in einer anderen Währung als bel- 
gische Franken ausgezahlt werden, werden auf der 
Grundlage der Paritäten gemäß Artikel 63 Absatz 3 
des Statuts berechnet. 

4. Die Einkünfte des Betreffenden aus seiner neuen 
Tätigkeit während dieses Zeitabschnitts werden von 
der in Absatz 1, Buchstabe b) vorgesehenen Ver- 
gütung insoweit in Abzug gebracht, als diese Ein- 
künfte und die Vergütung zusammen die Gesamt- 
bezüge übersteigen, die der Beamte in seiner Besol- 
dungsgruppe erhalten hätte, wenn er zum Zeitpunkt 
der Zahlung der Vergütung im Dienst gewesen wäre. 
Auf diese Bezüge wird der in Absatz 3 genannte 
Berichtigungskoeffizient angewandt. 

Der Betreffende ist verpflichtet, alle etwa angefor- 
derten schriftlichen Nachweise zu erbringen und 
dem Organ alle Umstände mitzuteilen, die eine 
Änderung seines Vergütungsanspruchs bewirken 
können. 

5. Der Anspruch auf die Familienzulagen besteht in 
voller Höhe, wenn der Beamte die in Absatz 1 vor- 
gesehene Vergütung erhält. Die Bestimmungen von 
Artikel 67 Absatz 2 des Statuts sind anwendbar. 

6. Die Beamten haben für sich selbst und für die 
mit angeschlossenen Personen Anspruch auf die 
Leistungen der sozialen Sicherheit gemäß Artikel 72 
und 73 des Statuts, sofern sie die Beiträge entrichten, 
die dem in Absatz 1 genannten Grundgehalt bzw. 
dem Teil des Grundgehaltes entsprechen, und sofern 
sie nicht durch ein anderes öffentliches System gegen 
die gleichen Risiken versichert sind. Nach Ablauf der 
Zeit, während der der Betreffende Anspruch auf 
Vergütung hat, werden die Beiträge auf der Grund- 
lage der zuletzt erhaltenen monatlichen Vergütung 
berechnet. 

Bezieht der Beamte Ruhegehalt nach der im Statut 
der Beamten der Gemeinschaften vorgesehenen Ver- 
sorgungsordnung, so wird er bei der Anwendung der 
Bestimmungen des Artikels 72 den Beamten gleich- 
gestellt, die bis zum 60. Lebensjahr im Dienst ver- 
blieben sind. 

7. Während der Zeit, in der der Vergütungsan- 
spruch besteht, erwirbt der Beamte weiterhin Versor- 
gungsansprüche nach dem seiner Besoldungsgruppe 
und seiner Dienstalterstufe entsprechenden Gehalt, 
sofern in dieser Zeit die im Statut vorgesehenen 
Beiträge geleistet wurden. Für die Anwendung der 
Bestimmungen von Anhang VIII Artikel 5 des Sta- 
tuts gilt diese Zeit als Dienstzeit. 

Beamten, die im Alter von mindestens 55 Jahren 
Gegenstand einer Maßnahme gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 1 sind, wird eine Erhöhung des Ruhegehalts 


in Höhe von 25 v. H. des Betrags ihrer Versorgungs- 
ansprüche unter Berücksichtigung der entsprechend 
dem vorstehenden Absatz erworbenen Ansprüche 
gewährt, wobei das gesamte Ruhegehalt den in 
Artikel 77 Absatz 2 des Statuts vorgesehenen 
Höchstbetrag nicht überschreiten darf. Bei Beamten, 
die im Alter zwischen 50 und 55 Jahren von dieser 
Maßnahme betroffen sind, wird diese Verbesserung 
nach Maßgabe des Lebensalters des Beamten ge- 
kürzt. 

Das Ruhegehalt eines Beamten, der von einer Maß- 
nahme gemäß Artikel 2 Absatz 1 betroffen ist, darf 
35 v. H. des für die Berechnung maßgeblichen Grund- 
gehalts nicht unterschreiten. 

Wird der Beamte von einem Organ der Europäischen 
Gemeinschaften erneut eingestellt und erwirbt er 
dadurch neue Versorgungsansprüche, so finden auf 
ihn während dieser neuen Dienstzeit die Bestim- 
mungen des Absatzes 1 keine Anwendung. Der 
Beamte kann jedoch beantragen, daß für den zum 
Zeitpunkt seiner Wiedereinstellung noch verblei- 
benden Teil des in Absatz 1 genannten Zeitabschnitts 
sein Beitrag zur Versorgungsordnung und seine 
Versorgungsansprüche anhand des Grundgehalts 
der Besoldungsgruppe und der Dienstaltersstufe be- 
rechnet werden, die er bei seiner früheren Tätigkeit 
erreicht hatte. 

Für die Anwendung von Artikel 77 des Statuts wer- 
den Beamte, die Anspruch auf die in Absatz 1 vor- 
gesehene Vergütung haben, den Beamten gleichge- 
stellt, die aus dienstlichen Gründen ihrer Stelle ent- 
hoben worden sind. 

Beamte, die zum Zeitpunkt ihres endgültigen Aus- 
scheidens aus dem Dienst mindestens 10 Dienst- 
jahre abgeleistet und nicht mehr Anspruch auf die 
in Artikel 3 vorgesehene Vergütung haben, können 
bei Vollendung des 55. Lebensjahres beantragen, 
daß ihnen unverzüglich ihr Ruhegehalt ohne die in 
Artikel 9 des Anhangs VIII des Statuts vorgesehene 
Kürzung gezahlt wird. 

Bei der Festsetzung der Hinterbliebenenversorgung, 
auf welche die Witwe des Beamten Anspruch hat, 
der während des Vergütungszeitraums verstirbt, sind 
die Bestimmungen des Artikels 79 Absatz 2 des Sta- 
tuts sinngemäß anwendbar. 

8. Der Beamte hat Anspruch auf die Familienzula- 
gen gemäß Artikel 67 des Statuts, falls er nach den 
vorstehenden Vorschriften vor dem 60. Lebensjahr 
Anspruch auf Ruhegehaltszahlung erworben hat. 

9. Für die Gewährung der Wiedereinrichtungsbei- 
hilfe braucht der Beamte nicht der Fristerfordernis 
nach Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Anhangs 
VII des Statuts zu genügen. 

10. Für die Anwendung des Artikels 107 des Sta- 
tuts sowie des Artikels 102 Absatz 2 des Statuts 
der Beamten der Europäischen Gemeinschaft für 
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Kohle und Stahl werden Beamte, die von der in 
Artikel 2 Absatz 1 vorgesehenen Maßnahme betrof- 
fen sind, den Beamten gleichgestellt, auf die Artikel 
41 und 50 des Statuts angewandt worden sind. 


Artikel 4 

1. Beamte, die von der in Artikel 2 Absatz 1 vor- 
gesehenen Maßnahme betroffen sind und keine 15 
Dienstjahre abgeleistet haben, können endgültig 
auf die Geltendmachung ihrer Versorgungsansprüche 
verzichten. In diesem Fall erhalten sie eine Abfin- 
dung, die sich nach Maßgabe des Artikels 12 des 
Anhangs VIII des Statuts errechnet. Die in Artikel 3 
Absätze 7 und 8 sowie in Artikel 6 dieser Verord- 
nung vorgesehenen Bestimmungen finden keine An- 
wendung. 

Für die Anwendung der Bestimmungen des Artikels 
12 Buchstabe c) des Anhangs VIII des Statuts rechnet 
zur tatsächlich abgeleisteten Dienstzeit auch die Zeit, 
in der der Beamte Anspruch auf die in Artikel 3 vor- 
gesehene Vergütung hat, sowie die Zeit, die ihm 
gegebenenfalls nach Artikel 3 Absatz 10 angerechnet 
wird. 

2. Beamte, die sich für die Anwendung der in Ab- 
satz 1 vorgesehenen Bestimmungen entscheiden 
wollen, haben dies innerhalb von 6 Monaten nach 
Bekanntgabe der in Artikel 2 Absatz 1 vorgesehenen 
Maßnahme mitzuteilen; nach Ablauf dieser Frist ist 
eine solche Wahl ausgeschlossen. 

Beträge, die gegebenenfalls vor Anwendung der 
Bestimmungen dieses Artikels als Ruhegehalt ge- 
zahlt worden sind, werden auf die in Absatz 1 vor- 
gesehene Abfindung angerechnet. 


Artikel 5 

1. Die im letzten Absatz von Artikel 2 der Verord- 
nung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rats 


vom 29. Februar 1968 zur Festlegung des Statuts 
der Beamten der Europäischen Gemeinschaften so- 
wie in Artikel 102 Absatz 5 des Statuts bezeidme- 
ten Beamten mit Ausnahme derjenigen, die vor dem 

1. Januar 1962 eine Planstelle der Besoldungsgruppe 
A 1 oder A 2 im Rahmen des Personalsstatuts der 
Europäischen Gemeinschaften für Kohle und Stahl 
innehatten und auf die die Maßnahmen nach Arti- 
kel 2 Absatz 1 Anwendung finden, können beantra- 
gen, daß ihre vermögensrechtlichen Ansprüche nach 
Artikel 34 des Personalstatuts der Europäischen 
Gemeinschaften für Kohle und Stahl und Artikel 50 
der Personalordnung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl geregelt werden. 

2. Beamte, die vor dem 1. Januar 1962 eine Plan- 
stelle der Besoldungsgruppe A 1 oder A 2 im Rahmen 
des Personalstatuts der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl innehatten und auf die die Maß- 
nahmen nach Artikel 2 Absatz 1 Anwendung finden, 
können beantragen, daß ihre vermögensrechtlichen 
Ansprüche nach Artikel 42 des Personalstatuts der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
geregelt werden. 

3. Die Bestimmungen von Artikel 3 Absätze 3, 5, 6, 
7 fünfter Unterabsatz und Absatz 8 dieser Verord- 
nung bleiben jedoch auf die in diesem Artikel ge- 
nannten Beamten anwendbar. 


Kapitel III 

Schlußbestimmungen 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) 
Nr. 260/68 des Rates vom 29. Februar 1968 zur Festleg un g 
der Bestimmungen und des Verfahrens für die Erhebung 
der Steuer zugunsten der Europäischen Gemeinschaften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, 

gestützt auf das Protokoll über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften, ins- 
besondere auf Artikel 13, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß die Verordnung Nr. 260/68 
des Rates zur Festlegung der Bestimmungen und 
des Verfahrens für die Erhebung der Steuer zugun- 
sten der Europäischen Gemeinschaften zu ändern 
ist, um der Verordnung Nr über die Ein- 

stellung von Beamten, die Staatsangehörige der 
neuen Mitgliedstaaten sind, sowie über einen ge- 
wissen Abbau des gegenwärtig beschäftigten höhe- 
ren Personals, Rechnung zu tragen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 260/68 des Rates vom 29. Fe- 
bruar 1968 zur Festlegung der Bestimmungen und 
des Verfahrens für die Erhebung der Steuer zugun- 
sten der Europäischen Gemeinschaften wird wie 
folgt geändert: 


1 . Artikel 2 

Es wird ein vierter und fünfter Gedankenstrich mit 
folgendem Wortlaut eingefügt: 

„ — die Empfänger der in Artikel 3 der Verordnung 

(EWG, Euratom, EGKS) Nr des Rates 

für den Fall des endgültigen Ausscheidens aus 
dem Dienst vorgesehenen Vergütung; 

— die Empfänger der in Artikel 4 der Verordnung 

(EWG, Euratom, EGKS) Nr des Rates 

für den Fall des endgültigen Ausscheidens aus 
dem Dienst vorgesehenen Abfindung." 

2. Artikel 6 

In Absatz 1 Buchstabe b ist folgender Satz einzufü- 
gen: 

„Diese Bestimmungen gelten auch für Zahlungen, 
die aufgrund von Artikel 4 der Verordnung (EWG, 
Euratom, EGKS) Nr des Rates geleistet wer- 

den."' 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Sie wird am wirk- 

sam. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


7 



Drucksache VI/ 3693 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (Euratom, EGKS, EWG) 

Nr. 549/69 des Rates zur Bestimmung der Gruppen von Beamten 
und sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften, 
auf welche die Artikel 12, 13 Absatz 2 und Artikel 14 
des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen 
der Gemeinschaften Anwendung finden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, insbe- 
sondere auf Artikel 28 Absatz 1, 

gestützt auf das Protokoll über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften, ins- 
besondere auf die Artikel 16 und 22, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Gerichtshofes der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

in der Erwägung, daß die Verordnung Nr. 549/69 
des Rates zur Bestimmung der Gruppen von Beam- 
ten und sonstigen Bediensteten der Europäischen 
Gemeinschaften, auf welche , die Artikel 12, 13 Ab- 
satz 2 und Artikel 14 des Protokolls über die Vor- 
rechte und Befreiungen der Gemeinschaften Anwen- 
dung finden, zu ändern ist, um der Verordnung 
Nr des Rates über die Einstellung von Beam- 

ten, die Staatsangehörige der neuen Mitgliedstaaten 
sind, sowie über einen gewissen Abbau des gegen- 
wärtig beschäftigten höheren Personals Rechnung 
zu tragen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 549/69 des Rates zur Bestim- 
mung der Gruppen von Beamten und sonstigen Be- 
diensteten der Europäischen Gemeinschaften, auf 
welche die Artikel 12, 13 Absatz 2 und Artikel 14 
des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen 
der Gemeinschaften Anwendung finden, wird wie 
folgt geändert: 

In Artikel 2 wird ein Absatz d) und ein Absatz c) 
mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

,,d) Empfänger der Vergütung, die für den Fall des 
endgültigen Ausscheidens aus dem Dienst in 
Artikel 3 der Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr des Rates vorgesehen ist; 

e) Empfänger der Abfindung, die für den Fall des 
endgültigen Ausscheidens aus dem Dienst in 
Artikel 4 der Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr des Rates vorgesehen ist." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Sie wird am wirk- 

sam. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Bericht über die Anwendung der Verordnung 
Nr. 259/68 des Rates durch die Kommission 


I. Verschiedene Statistiken und Abwicklung der 
Maßnahmen 

1. Zahl der bis zum 30. Juni 1968 eingegangenen 
Anträge und Zahl der abgelehnten Anträge 

Bis zum 30. Juni 1968 hatten 525 Beamte einen An- 
trag auf Anwendung der Verordnung Nr. 259/58 ein- 
gereicht. 283 Anträge wurden nicht berücksichtigt. 
Die gestellten und abgelehnten Anträge lassen sich 
nach Laufbahn- und Besoldungsgruppen wie folgt 
unterteilen: 


Laufbahn- 

gruppe 


Besoldungsgruppen 

1 

2 

3 

4 

5 6 

7 

8 

Ins- 
gesamt *) 

I R 

I R IR IR 

I R ! I R 

I R I R 

I R 

A u. L/A 

B 

C 

D 

11 5 , 14 7 

31 7 1 30 9 

37 21 | 72 45 

9 14 1 

1 

47 7 

27 16 

61 52 

60 21 
23 19 

2 — 

49 32 25 19 

5 4 : — 

1 1 ;■ — — 

16 15 

1 1 i 223 107 

— — ; 116 55 

— — 173 119 

— — : 13 2 

1 


Insgesamt 525 283 


Somit wurden 242 Anträge berücksichtigt. Auf 12 
Beamte (2 A/1, 5 A/2 und 5 A/3) wurden gemäß 
Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr, 259/68 des 
Rates von Amts wegen Maßnahmen zum endgül- 
tigen Ausscheiden aus dem Dienst angewandt, 

2. Zahl der einstweilig oder endgültig ausgeschie- 
denen Beamten 

Artikel 4 der Verordnung Nr, 259/68 wurde folglich 
auf 254 Kommissionsbeamte der folgenden Lauf- 
bahn- und Besoldungsgruppen angewandt: 


Laufbahn- 

gruppe 

Besoldungsgruppen 

Insgesamt 

o/o 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 


A und L/A 

8 

13 

45 

38 

17 

6 

1 

128 

51 

B 

24 

22 

11 

4 

1 

— 

— 

62 

25 

C 

16 

26 

9 

2 

— 

— 

— 

53 

20 

D 

8 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

11 

5 


Insgesamt 254 100 °/o 


Gegen die Anwendung von Artikel 4 Absatz 1 der 
Verordnung Nr, 259/68 durch die Kommission wur- 
den beim Gerichtshof zwei Klagen eingereicht. Eine 
wurde als begründet erklärt (Rechtsache 17/68 - 
REINARZ (Besoldungsgruppe A/2) gegen Kommis- 
sion), die zweite als unbegründet abgewiesen 
(Rechtsache 27/68 - RENCKENS (Besoldungsgruppe 
A/3) gegen Kommission). 


238 Beamte haben sich für das endgültige Ausschei- 
den aus dem Dienst und 4 Beamte für die Verset- 
zung in den einstweiligen Ruhestand entschieden. 


0 1= gestellte Anträge 
R — abgelehnte Anträge 
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3. Regelung der vermögensrechtlichen Stellung am 

1. Oktober 1968 

Auf 209 Anspruchsberechtigte (83 v. H.) wurde die 
Vergütungsregelung nach Artikel 5 der Verordnung 
angewandt. 

44 unter das ehemalige EGKS-Statut fallende Beamte 
(17 v. H.) haben gemäß Artikel 7 der Verordnung 
beantragt, ihre vermögensrechtlichen Ansprüche 
nach Artikel 34 des EGKS-Statuts zu regeln, und 2 
weitere Beamte haben beantragt, ihre vermögens- 
rechtlichen Ansprüdie nach Artikel 42 dieses Statuts 
zu regeln. 


Insgesamt entschieden sich 83 Beamte (33 v. H.) für 
das Abgangsgeld, das ihnen zu Beginn des Vergü- 
tungszeitraums ausgezahlt wurde; 170 (67 v. H.) be- 
hielten ihre Versorgungsansprüche. 

Aus der nachstehenden Tabelle geht hervor, in wel- 
chem Maße die Zahl der Anspruchsberechtigten 
jedes Jahr abnimmt. Ende 1979 wird den derzeitigen 
Vergütungsempfängern keine Leistung mehr zu- 
stehen: 


1. 10. 1968 

| 1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

253 

Ansp ruchsb er e ch- 

251 

238 

221 

194 

149 

115 

81 

42 

12 

10 

6 


tigte am 1. Januar 

-13 

-17 

-27 

-45 

-34 

-34 

-39 

-30 

-2 

-4 

-6 1 ) 


Anspruchsberech- 













tigte am 













31. Dezember 

238 

221 

1 

194 

149 

115 

81 

42 ! 

12 

10 

6 

0 


0 Zahl der ehemaligen Beamten, für die der Vergütungszeitraum zu Ende ging und die gegebenenfalls unter die 
allgemeine Versorgungsordnung fallen. 


Ein Vergleich dieser Zahlen zeigt, daß in der Zeit 
von 1969 bis Ende 1972 - also in einem Zeitraum von 
4 Jahren - 104 (40 v. H.) der Ansp rudisberechtigten 
ihren Anspruch verloren haben bzw. verlieren wer- 
den. Dieser Prozentsatz wird sich bis Ende 1973 auf 
55 v. H. erhöhen. 

4. Anwendung des Kumulierungsverbots - Stand 
am 1. Januar 1972 

Von den 194 betroffenen Beamten haben: 

— 143 Beamte (74 v. H.) nach ihrem Ausscheiden 
aus dem Dienst keine neue Erwerbstätigkeit 
aufgenommen; 

— 51 Beamte (26 v. H.) eine neue Erwerbstätigkeit 
aufgenommen, davon: 

2 in einer anderen internationalen Organisa- 
tion; 

32 im öffentlichen Dienst (17 v. H.) ; 

17 im privaten Sektor (9 v. H.). 

Von allen Beamten, die erklärten, eine neue Tätig- 
keit aufgenommen zu haben, wurde bei 17 (9 v. H.) 
in Anwendung des Kumulierungsverbots die Vergü- 
tung herabgesetzt. Jedoch macht dieser Abzug nur 
4 v. H. der zur Zeit allen betroffenen Beamten ge- 
zahlten Vergütungen aus. 


II. Kritik und Bemerkungen des Kontrollausschus- 
ses - Analyse und Kommentare 

1. Der Kontrollausschuß legte seine Bemerkungen 
in den Berichten für die Haushaltsjahre 1968 und 


1969 nieder. In den folgenden Berichten fand sich 
keine neue Bemerkung zur Anwendung der Verord- 
nung Nr. 259/68. 

2. Diese Bemerkungen können nach ihrer Art in 
drei Gruppen unterteilt werden: 

— die erste - wichtigste - Gruppe umfaßt Bemer- 
kungen zur Anwendung der Freisetzungsvor- 
schriften der genannten Verordnung durch die 
Kommission; 

— in der zweiten Gruppe sind die Feststellungen 
hinsichtlich der Kontrolle der sonstigen Einkünf- 
te, die die von der Verordnung Nr. 259/68 betrof- 
fenen Beamten beziehen, und Empfehlungen zu 
ihrer Verbesserung enthalten; 

— die dritte Gruppe umfaßt einige Bemerkungen 
über die Anwendung bestimmter Vorschriften 
im Zusammenhang mit der Regelung der vermö- 
gensrechtlichen Ansprüche der Betroffenen. 

3. Im Bericht über das Haushaltsjahr 1968 wird 
vor allem Kritik an der Anwendung der Verordnung 
Nr. 259/68 im Rahmen der Fusion der Exekutivor- 
gane geäußert. Die Überschriften der Abschnitte 
waren aufschlußreich für die besondere Art der Be- 
merkungen: 

a) Verzögerungen und Schwierigkeiten bei der 
Durchführung der Rationalisierung; 

b) sehr großzügige Anwendung der Bestimmungen 
der Verordnung Nr. 259/68; 

c) Anwendung der Sondermaßnahmen auf Beamte, 
deren Planstelle nicht von einer Maßnahme zur 
Verringerung des Personalbestands betroffen 
war; 
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d) Anwendung der Sondermaßnahmen auf Beamte, 
die aus dem Euratom-Forschungs- und Investi- 
tionshaushalt besoldet wurden; 

e) für Beförderungen verwendete freigesetzte Plan- 
stellen; 

f) Überschreitung des im Haushalt genehmigten 
Personalbestands ; 

g) Überschreitung der in der Verordnung Nr. 
259/68 vorgesehenen Frist. 

Damals wurden den zuständigen Haushaltsbehörden 
gegenüber Erläuterungen und Begründungen gege- 
ben, insbesondere im Rahmen der Verfahren, die 
der Entlastung für das betreffende Haushaltsjahr 
vorausgehen. Dabei wurden vor allem die Schwierig- 
keiten sichtbar, auf die die neue, gemeinsame Kom- 
mission bei der Reorganisation und Rationalisierung 
der fusionierten Dienststellen in den Grenzen des 
neuen Personalbestands stieß. 

4. In seinem Bericht für das Haushaltsjahr 1969 
wies der Kontrollausschuß im Zusammenhang mit 
Artikel 5 der Verordnung Nr. 259/68 auf die Not- 
wendigkeit hin, regelmäßig die vertnögensrecht- 
liche Stellung der ehemaligen Beamten zu kontrol- 
lieren, die eine neue Tätigkeit ausüben und deren 
Einkünfte mit der von der Kommission gezahlten 
Vergütung zusammen die letzten Dienstbezüge über- 
steigen könnten, die der Beamte in Ausübung seines 
Amtes erhalten hat. Der Kontrollausschuß stellte 
hierzu fest, daß sich die Kommission bemüht habe, 
die einzelnen Unterlagen in diesem Sinne zu ergän- 
zen. Die betroffenen Beamten werden jedes Jahr ein- 
zeln kontrolliert; sie haben alle Angaben über ihre 
neue Tätigkeit und die entsprechenden Einkünfte zu 
unterbreiten und eine Gehaltsbescheinigung ihres 
Arbeitgebers vorzulegen. Erklärt der ehemalige 
Beamte, keine neue Erwerbstätigkeit auszuüben, so 
bemüht sich die Verwaltung um eine Steuerbeschei- 
nigung des Finanzamtes. 

Zu diesem besonderen Punkt hat der Kontrollaus- 
schuß nichts mehr bemerkt. 

5. Die Bemerkungen des Kontrollausschusses zur 
Anwendung der Verordnung Nr. 259/68 bei der Re- 
gelung der Statuts- und vermögensrechtlichen An- 
sprüche der ehemaligen Beamten gehören in die 
dritte Gruppe von Bemerkungen. 

In seinem Bericht für das Haushaltsjahr 1968 hat 
der Kontrollausschuß vier Grundsatzfragen aufge- 
worfen, die jedoch nach den entsprechenden an ihn 
gerichteten Erläuterungen in den folgenden Berich- 
ten nicht wiederkehrten: 

a) Die Vergütung wurde einem Beamten nach der 
Vollendung des 65. Lebensjahres weitergezahlt, 
während nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b 
der Verordnung Nr. 259/68 der Anspruch auf die 
Vergütung spätestens an dem Tag, an dem der 
Beamte das 65. Lebensjahr vollendet, erlischt. 


Die Kommission war in diesem Fall bestrebt, dem 
Betreffenden den Anspruch auf seine Bezüge wäh- 
rend des gesamten Monats zu gewährleisten, in dem 
er das 65. Lebensjahr vollendet hatte, da er erst am 
ersten Tag des Monats nach diesem Geburtstag An- 
spruch auf das Ruhegehalt hatte. Diese unhaltbare 
Lage wird übrigens in dem neuen, zur Zeit in Vor- 
bereitung befindlichen Text, beseitigt. 

b) Der Kontrollausschuß bestreitet die Richtigkeit 
des Vorgehens der Kommission, die Vergütung 
bei Veränderung der Gehaltstabelle anzupassen. 

Diese rechtlich begründete Praxis wurde beibehalten, 
und der Kontrollausschuß hat sich hierzu nicht mehr 
geäußert. Um alle Mißverständnisse zu vermeiden, 
wird die vorgeschlagene Neufassung in diesem 
Sinne ergänzt. 

c) In einer dritten Bemerkung weist der Kontroll- 
ausschuß auf den Fall der Beamten hin, die unter 
das ehemalige EGKS-Statut fallen und die sich 
daher für die Anwendung von Artikel 34 bzw. 
42 dieses Statuts entschieden hatten. Er be- 
merkte, daß in diesem Fall die Gehaltstabellen, 
die am 31. Dezember 1961 galten, und nicht die 
Gehaltstabelle, die zu dem Zeitpunkt gilt, zu dem 
die vermögensrechtliche Stellung des Beamten 
geregelt wird, zu berücksichtigen wären. 

Es sei darauf hingewiesen, daß die ehemaligen unter 
das EGKS-Statut fallenden Beamten zur Regelung 
ihrer Ansprüche auf Vergütung ein Optionsrecht 
besaßen. Wenn diese Option stattgefunden hat und 
wenn der Beamte die Vergütung nach dem ehemali- 
gen EGKS-Statut (Artikel 42: 3 Jahre volles Gehalt; 
Artikel 34: 2 Jahre volles Gehalt und 2 Jahre die 
Hälfte) vorgezogen hat, so ist die vermögensrecht- 
liche Stellung des Beamten - für den Vergütungs- 
zeitraum - unter Bezugnahme auf die zum Zeitpunkt 
der Ermittlung der vermögensrechtlichen Stellung 
gültigen Gehaltstabelle zu regeln. 

d) Schließlich bemerkte der Kontrollausschuß prak- 
tisch Entsprechendes hinsichtlich der Familienzu- 
lagen und vertrat die Auffassung, daß der Satz 
der beim Ausscheiden aus dem Dienst gewähr- 
ten Zulagen „eingefroren" werden müßte. 

Die Kommission hat wie für die anderen Elemente 
der Beamtenbezüge die Höhe dieser Familienzu- 
lagen an die regelmäßigen Änderungen angepaßt. 

Auch diese rechtlich begründete Praxis wurde un- 
verändert beibehalten und veranlaßte den Kontroll- 
ausschuß zu keinen neuen Bemerkungen. 

Außer einigen Empfehlungen zur Kontrolle der in 
Abzug zu bringenden Einkünfte (siehe Punkt 4) hat 
sich der Kontrollausschuß in seinem Bericht für das 
Haushaltsjahr 1969 darauf beschränkt, eine einzige 
Bemerkung zur Weiterführung der Unfallversiche- 
rung nach dem Ausscheiden aus dem Dienst bei 
Beamten zu machen, die sich für die im alten Per- 
sonalstatut der EGKS vorgesehene Versetzung in 
den Wartestand entschieden hatten. 
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Die Bediensteten im einstweiligen Ruhestand ver- 
fügen faktisch zwei Jahre über einen Anspruch auf 
Wiederverwendung. Sie stehen somit während die- 
ser Zeit ihrem Organ zur Verfügung. Sie unterschei- 
den sich daher von denjenigen, die tatsächlich aus 
dem Dienst ausgeschieden sind. Die betreffenden 
Beamten zahlen weiterhin ihre Beiträge zur Unfall- 
und Krankenversicherung und sind daher nach den 
üblichen Bestimmungen gegen diese Risiken ver- 
sichert. 


III. Probleme bei der Anwendung der Verordnung 
Nr. 259/68 

1. Was die Regelung bestimmter Ansprüche betrifft 

a) Artikel 5 Absatz 1 - Ende des Vergütungszeit- 

raums mit vollendetem 65. 
Lebensj ahr 

In Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
heißt es, daß der Anspruch auf die Vergütung spä- 
testens an dem Tage erlischt, an dem der Beamte 
das 65. Lebensjahr vollendet hat. Nach Artikel 10 
des Anhangs VIII zum Statut wird aber der An- 
spruch auf Ruhegehalt mit dem ersten Tag des 
Kalendermonats wirksam, der auf den Monat folgt, 
in dem der Beamte in den Ruhestand versetzt wird. 
Die buchstabengetreue Anwendung von Artikel 5 
Absatz 1 hätte somit zur Folge, daß der Beamte für 
die Zeit zwischen dem Tag der Vollendung seines 
65. Lebensjahres und dem Zeitpunkt, zu dem sein 
Ruhegehaltsanspruch wirksam wird, keine Bezüge 
erhalten würde. Dieses Problem konnte in der Praxis 
gelöst werden, erfordert aber eine entsprechende 
Änderung der Vorschriften. 

b) Artikel 5 Absatz 6 - Krankenkasse 

Nach Artikel 5 Absatz 6 der Verordnung ist der 
Anschluß an die Krankenkasse der Gemeinschaften 
nur möglich, wenn der Beamte nicht durch ein ande- 
res System in dem Land seines Wohnsitzes gegen 
das Krankheitsrisiko versichert werden kann. 

Die meisten Beamten erklärten, daß es ihnen nicht 
möglich sei, sich einem nationalen System der Sozia- 
len Sicherheit anzuschließen. Die Verschiedenartig- 
keit der Systeme in den sechs Gemeinschaftsländern 
und die Tatsache, daß einige Beamte erklären, keine 
neue Vollzeitbeschäftigung aufgenommen zu haben, 
sind Elemente, die die Nachprüfungen erschweren 
und zu Diskriminierungen führen, je nachdem ob 
sich der Betreffende in einer bestimmten faktischen 


Lage befindet, aufgrund derer er Anspruch auf Lei- 
stungen des gemeinschaftlichen Krankheitsfürsorge- 
systems hat oder nicht hat. 

c) Artikel 5 Absatz 7 - Ungekürzte Ruhegehaltsan- 
sprüche im Alter von 55 Jah- 
ren 

In Artikel 5 Absatz 7 heißt es: „Nach Ablauf dieser 
Zeit hat der Beamte, sofern er das Alter von 55 Jah- 
ren erreicht hat, Anspruch auf Ruhegehalt, ohne daß 
die in Anhang VIII Artikel 9 des Statuts vorgesehe- 
ne Kürzung vorgenommen wird". 

Die Kommission war der Auffassung, daß zur An- 
wendung dieser Vorschrift der Anspruch auf unge- 
kürztes Ruhegehalt nur Beamten eingeräumt werden 
kann, die nach Ablauf des Vergütungszeitraums das 
55. Lebensjahr vollendet haben. 

Gegen diese Auslegung wurden 1969 mehrere Klagen 
angestrengt. Einige Beamte forderten den Anspruch 
auf ungekürztes Ruhegehalt auch für den Fall, daß 
sie nach Ablauf des Vergütungszeitraums noch nicht 
das 55. Lebensjahr vollendet hätten. 

Der Gerichtshof hat jedoch die Auslegung der Kom- 
mission bekräftigt. 

Diese Auslegung kann allerdings unbillige Folgen 
haben, z. B. wenn der Vergütungszeitraum einige 
Monate vor Vollendung des 55. Lebensjahres ab- 
läuft. In diesem Fall müßte das Ruhegehalt gemäß 
Artikel 9 des Anhangs VIII zum Statut gekürzt wer- 
den. 


2. Was die Kontrolle der Einkünfte aus neuer Tätig- 
keit betrifft 

Nach Artikel 5 Absatz 7 der Verordnung werden 
die Einkünfte aus neuer Tätigkeit von der Vergü- 
tung in Abzug gebracht, sofern diese Einkünfte und 
diese Vergütung zusammen die letzten Dienstbezüge 
übersteigen. 

Die strikte Anwendung dieser Vorschriften ist ohne 
regelmäßige Kontrollen nicht möglich (s. Punkt II, 4). 
Diese Kontrollen konnten trotz der weiterhin be- 
stehenden tatsächlichen Schwierigkeiten nach und 
nach durchgeführt werden. 

Ferner wurde festgestellt, daß die Anwendung des 
„Kumulierungsverbots" nur zu sehr begrenzten Ein- 
sparungen in Höhe von rund 4 v. H. der gesamten 
Bruttovergütungen führt. 
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Begründung 


Die Erweiterung der Gemeinschaften bringt im Ver- 
waltungsbereich Probleme mit sich, die unter zwei 
Rubriken zusammengefaßt werden können: Proble- 
me im Zusammenhang mit der Einstellung von 
Staatsangehörigen der neuen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaften und Probleme im Zusammenhang 
mit einem gewissen Abbau des gegenwärtig be- 
schäftigten höheren Personals. Mit dem vorliegen- 
den Kommissionsvorschlag soll diesen beiden Pro- 
blemen begegnet werden. 

I. Einstellung 

Die Notwendigkeit einer wirkungsvollen und schnel- 
len Einstellung von Staatsangehörigen der neuen 
Mitgliedstaaten erfordert bestimmte vorübergehende 
Abweichungen von den Vorschriften des Beamten- 
statuts. 

Artikel 1 

Absatz 1 sieht die Möglichkeit vor, von bestimmten 
Statutsvorschriften abzuweichen; diese Möglichkeit 
wird allerdings in dreifacher Weise eingeschränkt: 

a) sie besteht nur bei den speziell für die Einstel- 
lung von Staatsangehörigen der neuen Mitglied- 
staaten „vorbehaltenen" Planstellen; 

b) sie betrifft nur eine begrenzte Zahl von Bestim- 
mungen, nämlich: 

Artikel 4 Absätze 2 und 3: Bekanntgabe freier 
Planstellen; 

Artikel 27, Absatz 3 (kein Dienstposten darf den 
Angehörigen eines bestimmten Mitgliedstaats 
Vorbehalten werden) ; 

Artikel 28, Buchstabe d: Verpflichtung zur Ein- 
stellung im Wege des Auswahlverfahrens unter 
den im Statut vorgesehenen Bedingungen; 

Artikel 29 (die verschiedenen im Statut für die 
Einstellung vorgesehenen Phasen) ; 

c) sie ist zeitlich auf das Jahr 1973 begrenzt. 

Um die Einstellung von Beamten in anderen Besol- 
dungsgruppen als den Eingangsbesoldungsgruppen 
der Laufbahngruppen zu erleichtern, kann gemäß 
Absatz 2 dieses Artikels entsprechend den dienst- 
lichen Erfordernissen zwischen der Veranstaltung 
von Auswahlverfahren unter den im Statut vorge- 
sehenen Bedingungen oder der Prüfung der Bewer- 
ber durch einen Ausleseausschuß gewählt werden, 
der eine größere Effizienz bieten könnte. 


II. Abbau des höheren Personals 

Der Artikel 50 des Statuts (Stellenenthebung aus 
dienstlichen Gründen allein für die Besoldungsgrup- 


pen A 1 und A 2) war nicht zur Regelung von Pro- 
blemen gedacht, wie sie bei dem gleichzeitigen Bei- 
tritt neuer Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft ent- 
stehen. Daher muß auf eine Lösung in der Art der 
Verordnung Nr. 259/68 zurückgegriffen werden, die 
seinerzeit bei der Zusammenlegung der Exekutiv- 
organe erlassen wurde. 

Die Erweiterung macht jedoch einen Abbau des 
Personals nur auf den höchsten Dienstposten der 
Laufbahngruppe A notwendig, nämlich bei den Stel- 
len der Besoldungsgruppe A 1 , A 2, A 3, A 4 und A 5, 
dabei sollen das dienstliche Interesse und die Not- 
wendigkeit, eine Eingliederung von Staatsangehöri- 
gen der neuen Mitgliedstaaten in die Verwaltungs- 
strukturen des Organs zu ermöglichen, grundlegen- 
der Maßstab sein (Artikel 2). 

Es wird Sache des Organs sein, diejenigen Beamten 
zu bestimmen, auf die die Maßnahmen zum Ausschei- 
den aus dem Dienst Anwendung finden sollen, wo- 
bei mit Vorrang entsprechende Anträge der Betrof- 
fenen zu berücksichtigen sind, soweit das dienst- 
liche Interesse dies erlaubt. 

Die Sonderbedingungen, die zur Ermöglichung die- 
ses Personalabbaus vorgeschlagen werden, sind 
praktisch die gleichen wie in der Verordnung Nr. 
259/68 des Rats, allerdings mit einigen Änderungen 
und Zusätzen, die bestimmte Schwierigkeiten be- 
seitigen oder bestimmte Lücken schließen sollen. 


Artikel 3 

Absatz 1 Buchstabe a — Es erscheint unbedingt 
notwendig, den ersten Vergütungszeitabschnitt zu 
verlängern; es ist nämlich zu befürchten, daß die 
Betroffenen erst nach ziemlich langer Zeit eine neue 
Beschäftigung finden (Absatz 1, Buchstabe a) 

Absatz 1 Buchstabe b — Für den anschließenden 
Zeitabschnitt erscheint es unumgänglich, der dies- 
jährigen Statutsrevision Rechnung zu tragen und 
die Vergütungssätze entsprechend der Heraufset- 
zung des Ruhegehaltshöchstsatzes anzuheben (Ab- 
satz 1, Buchstabe b) 

Unter Absatz 4 wird vorgeschlagen, das Kumulie- 
rungsverbot erst ab dem zweiten Vergütungs-Zeit- 
abschnitt anzuwenden, die Anpassungsprobleme im 
Gefolge des Personalabbaus werden gerade während 
des ersten Zeitabschnitts bestimmt zu zusätzlichen 
Belastungen führen. 

Unter Absatz 6 ist eine Lücke zu schließen, indem 
eine Abdeckung des Krankheits- und Unfallrisikos 
ohne Unterbrechung gewährleistet wird, sofern der 
Betroffene nicht durch ein anderes öffentliches 
System versichert werden kann. 
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Unter Absatz 7 wird vorgeschlagen, den Zeitraum, 
in dem der Betroffene weiterhin Versorgungsan- 
sprüche erwerben kann, nicht zu begrenzen; eine 
solche Begrenzung erscheint nicht gerechtfertigt. 

Ferner wird vorgeschlagen, den Abbau dadurch zu 
erleichtern, daß zugunsten von Beamten, die heute 
mindestens 50 Jahre alt sind, die Versorgungsan- 
sprüche um bis zu 25 v. H. bei einem Alter von 
55 Jahren verbessert werden. 

Außerdem sollen die Betroffenen im Alter von 55 
Jahren Anspruch auf Ruhegehaltszahlung ohne die 
Kürzung gemäß Artikel 9 des Anhangs VIII zum 
Statut haben. Es erscheint nur normal, die Betrof- 
fenen bei Vollendung des 55. Lebensjahres gleich- 
zustellen. 


Artikel 4 

Bereits im Rahmen der Verordnung Nr. 259/68 hat- 
ten die Beamten mit einer Dienstzeit bis zu 11 Jah- 
ren die Wahl zwischen Ruhegehalt und Abfindung; 
diese Begrenzung ist an den Stand des Jahres 1973 
anzupassen. 


Artikel 5 

Die Sonderbestimmungen für die ehemaligen EGKS- 
Beamten, die bereits in der Verordnung 259/68 EGKS 
beibehalten worden waren, werden in diesen Vor- 
schlag übernommen. 

Der Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung 
der Verordnung Nr. 260/68 des Rats zur Festlegung 
der Bestimmungen und des Verfahrens für die Erhe- 
bung der Steuer zugunsten der Europäischen Ge- 
meinschaften und der Vorschlag für eine Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 549/69 des Rats zur 
Bestimmung der Gruppen von Beamten und sonsti- 
gen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften, 
auf welche die Artikel 12, 13, Absatz 2 und Artikel 
14 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiun- 
gen der Gemeinschaften Anwendung finden, die dem 
Rat ebenfalls unterbreitet werden, ergeben sich als 
unmittelbare Folge aus dem oben erwähnten Vor- 
schlag im Zusammenhang mit der Vergütung ge- 
mäß Artikel 3 und der Abfindung gemäß Artikel 4 
jenes Vorschlags. 
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